
607 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

2. 1. 1973 

Regierungsvorlage 

. Bundesgesetz vom XXXXXXX über 
die Förderung der Erwachsenenbildung und 
des Volksbüchereiwesens aus Bundesmitteln 

Der Nationalrat hat .beschlossen: 

( ABSCHNITT I 

Gegenstand der Förderung 

§ 1. (1) Der Bund hat die Erwachsenenbildung 
und das Volksbüchereiwesen nach Maßgabe der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu fördern. 

(2) Gegenstand der Förderung nach diesem 
Bundesgesetz sind· Einrichtungen und Tätigkeiten, 
die im Sinne einer ständigen Weiterbildung die 
Aneignung von Kenntnissen und Fertigkeiten 
sowie der Fähigkeit und Bereitschaft zu verant­
wortungsbewußtem Urteilen und Handeln und 
die Entfaltung der persönlichen Anlagen zum 
Ziele haben. . 

Förderungswürdige Aufgaben 

§ 2. (1) Als förderungswürdige Aufgaben zur 
Erreichung der im § 1 Abs. 2 bezeichneten Ziele 
kommert insbesondere in Betracht: 

a) Politische und sozial- und wirtschaftskund­
liche Bildung; 

b) Beruflic1ie Weiterbildung ; 
c) Vermittlung der Erkenntnisse der Wissen-

schaften; 
d) Bildung als Hilfe zur Lebensbewältigung; 
e) Sittliche und religiöse Bildung; 
f) Musische Bildung; 
g) Nachholung, Fortführung und Erweiterung 

der SdlUlbildung; . 
h) Führung von Volksbüchereien; .. 
i) Aus- und Fortbildung von Erwachsenen­

bildnern und von Volksbibliothekaren; 
j) Bildungsinformation, Bildungsberatung und 

Bildungswerbung ; 
k) Veröffentlichungen über die Erwachsenen­

bildung und das Volksbüchereiwesen; 
1) Wissenschaftliche Untersuchungen auf dem 

Gebiet der Erwachsenenbildung und des 
Volksbüchereiwesens. . 

(2) In die Förderung nach den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes sind nicht einzubeziehen: 

a) Pflege des Volksbrauchturns, soweit es sich 
nicht um Aufgaben auf gesamtösterreichi­
scher Ebene oder um internationale Kon­
takte handelt; 

b) Unterrichtsveranstaltungen von Schulen im 
Sinne des Privatschulgesetzes ; 

c) Veranstaltungen der Glaubensverkündigung 
im Rahmen des Kultus; 

d) Veranstaltungen, die dedviitgliederwerbung . 
oder der parteipolitischen Werbung .dienen, 
ferner Bildungsarbeit im Sinne des Bundes­
gesetzes vom 9. Juli 1972, BGBl. Nr. 272, 
über die Förderung staatsbürgerlicher Bil­
dungsarbeit im Bereich der politischen 
Parteien sowie der Publizistik; 

e) Innerbetriebliche . Berufsaus- und -fort­
bildung. 

Arten der Förderung 
§ 3. Förderungen im Sinne dieses Bundesges~t­

zes sind 
a) Zuwendungen privatrechtlicher Art, soweit 

sie nicht unter lit. bund lit. c fallen, 
b) Annuitäten-, Zinsen- oder Kreditkosten­

. zuschüsse sowie 
c) Gelddarlehen. 

Förderungsempfänger 
§ 4. Als Empfänger von Förderungen kommen 

juristische Personen in Betracht, 
a) die ihren Sitz im Inland haben, 
b) deren Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet 

ist und 
c) die eine kontinuierliche und pädagogisch­

planmäßige Bildungsarbeit auf den Gebie­
. ten der Erwachsenenbildung oder des 

Volksbüchereiwesens leisten. 

Allgemeine Voraussetzungen für die Förderung 
§ 5. (1) Voraussetzung für eine Förderung ist 

die Einbringung eines Begehrens beim Bundes­
ministerium für Unterricht und Kunst unter 
gen~uer Bezeichnung des Vorhabens, .für das die 
Förderung beantragt wird. 
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2 607 der Beilagen 

(2) . Eine Förderung aus Bundesmitteln darf 
nur insoweit erfolgen, als das Vorhaben ohne 
Einsatz von Bundesmitteln nicht oder nicht zur 
Gänze in Angriff genommen oder durchgeführt 
werden kann. Eine Förderung darf ferner nur 
gewährt werden, wenn das Vorhaben - unter 
Berücksichtigung der begehrten Bundesmittel -
finanziell gesichert ist. 

(3) Eine Förderung darf überdies nur unter 
der Voraussetzung erfolgen, daß der Förderungs­
werber Gewähr für die Erreichung des angestreb­
ten Erfolges bietet, indem er - unbeschadet des 
§ 6 - insbesondere fachlich geeignete Mitarbei­
ter einsetzt und Methoden anwendet, die der 
Erwachsenenbildung ange~essen sind. Der Besuch 
von Veranstaltungen muß jedermann offen­
stehen; er darf nur im Hinblick auf erforderliche 
Vorkenntnisse beschränkt werden. Die Teilnahme 
an den Veranstaltungen muß freiwillig sein. 

(4) Vor der Erstellung des Jahresplanes ist mit 
den gesamtösterreichischen Einrichtungen ein Ein­
vernehmen anzustreben. 

(5) Der Jahresplan ist den genannten Einrich- . 
tungen innerhalb von vier Wochen, ger,echnet 
vom Zeitpunkt der Erstellung, bekanntzugeben. 

(6) Vom Jahresplan darf nur abgegangen' wer­
den, wenn vorher mit den genannten Einrich­
tungen das Einvernehmen' gepflogen wu~de oder 
Umstände eirftreten, die die Förderung von 
Gesetzes wegen unzulässig machen; im letzteren 
Falle ist ein Einvernehmen hinsichtlich der Neu­
verteilung der Förderungsmittel anzustreben. 

Bedingungen für die Förderung 

§ 8. (I) Eine Förderung aus Bundesmitteln 
darf vom Einsatz entsprechender Eigenmittel des 
Förderungswerbers abhängig gemacht . werden, 
wenn sich aus der Verwirklichung des Vorhabens 
für ihn finanzielle Vorteile ergeben. (4) Vor Gewährung einer Förderung ist fest­

zustellen, ob das betreffende Vorhaben von meh­
reren. Stellendes Bundes oder einer anderen (2) Die Gewährung einer Förderung aus Bun­
öffentlich-rechtlichen Körperschaft gefördert desinitteln darf davon abhängig gemacht werden, 
wurde. oder gefördert werden, soll. ,Eine Förde- daß Besichtigungen an Ort und Stelle und die 
rung durch andere Stellen des Bundes und andere Prüfung der Verwirklichung des Vorhabens durch 

'öffentlich-rechtliche Körperschaften s~ließt eine Organe des Bundes gestattet werden und über 
Förderung nach diesem Bundesgesetz nicht aus. die Durchführung des Vorhabens und die Ver-

wendung der Förderungsmittel unter Vorlage 
(5) Dieses Bundesgesetz räumt keinen Anspruch' von Nachweisen innerhalb vereinbarter Frist 

auf die Gewährung einer Förderung ein~ berichtet wird. 

Unabhä~gigkeit der Förderungsempfänger (3) Bauvorhaben dürfen überdies nur dann 
gefördert werden, wenn ein Bedarf nach dem in ' 

§ 6. Bei den Förderungsmaßnahmen hat der Aussicht genommenen Vorhaben gegeben ist. Der' 
Bund di.e ,una?häp.gigkeit der. Förderungsemp- Ermittlung des Bedarfes sind ge~amtösterreichi­
fänger hmsIchthch der Programm- und Lehrplan- sche und regionale Erfordernsisse der Erwachse­
gestaltung, der pädagogischen Methoden und der, nenbildung und des' Volksbüchereiwesens zu-
Aus.wahl der Mi:ar~eite~'zu wahr~n. Fö:deru.ngs- i grunde zu legen. , ' 
bedIngungen,' . dIe lrt dIese BereIche emgrelfen, 
sind unzulässig. Ersatz von Zuwendungen, vorzeitige Fälligkeit 

von Gelddarlehen 
Gesamtösterreichische Einrichtungen, besondere .. . .. . .. 

Voraussetzungen für deren Förderung . § 9. Anla~ltch der Gewa~rung emer Forderung 
. . 1st zu verembaren, daß eme Zuwendung' nach 

§ 7. (1) Gesamtösterreichische Einrichtungen I § 3 lit. a und b zu ersetzen ist und ein noch 
sind juristische Personen im Sinne des ~ 4, die nicht, zurückgezahltes Gelddarlehen nach Kün­
in mindestens fünf Bundesländern ZweIgstellen digung vorzeitig fällig, wird und beide vom 
oder Mitgliedseinrichtungen haben. Der Bunde~- Tage der Auszahlung an mit einem Zinsfuß von 
minister für Unterricht und Kunst hat dIe 7'30/0 jährlich zu verzinsen sind, wenn 
gesamtösterr~ichischen Einrichtungen 1m BU.;J.des- a) der Bund über wesentliche Umstände ge-
gesetzblatt kundzumachen. täuscht worden ist oder 

(2) Der Bundesminister für Unterricht und b) das Vorhaben durch ein Verschulden: des 
KunsJ hat für jedes Jahr, spätestens acht Wochen Fönlerungsempfängers nicht oder ,nicht 
l1a"chK"undmachung des Bundesfinanzgesetzes rechtzeitig durchgeführt worden ist oder 
unter Zugrundelegung,derFörderungsansuchen nicht durchgeführt werden kann oder 
der gesamtösterreichischen Einrichtungen einen c) die Förderung aus ~undesmitteln wid-
Jahresplan über den Einsatz der für diese Ein~ mungswidrig verwendet wird oder den 
richtungen vorgesehenen Förderungsmittel zu Erfolg des Vorhabens sichernde Bedingun-
erstellen. . 'gen nicht eingehalten oder trotz Setzung 
,:(3) Im, ]{Ihresplall. sind die den einzelnen einer angemessenen Nachfrist vorgesehene 
g~sam:tösterreidi.'ischen Einrichtungen zu gewäh-Berichte nieht'erstattetoder Nachweise 
renden Förderungsmittelfestzul,egen. " nicht beigebracht werden oeler 
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607 der Beilagen 3 

d) bei einer Förderung durch Gewährung eines I (2) Die Institute haben ihre Aufgabe durch die 
Gelddarlehens Umstände eintreten, die ge- Veranstaltung von Kursen und Seminaren unter 
eignet sind, das ,Vertrauen des Bundes in der Leitung,anerkannter Fachleute der Erwachse­
die Sicherheit des Gelddarlehens zu erschüt- nenbildung und des Volksbüchereiwesens zu 
tern und keine ausreichende Sicher stellung erfüllen. Die Kurse und Seminare sind allgemein 
beigebracht wird. zugänglich; ihr Zugang darf nur im Hinblick auf 

ABSCHNITT 11 

Förderungsstellen des Bundes für 
Erwachsenenbildung 

§ 10~ (1) Der Bundesminister für Unterricht 
und Kunst hat in jenen Ländern, in deren Bereich 
im Jahre 1972 ein vom Bund bestellter Volks­
bildungsreferent tätig war, eine Förderungsstelle 
des Bundes für Erwachsenenbildung einzurichten, 
der die Besorgung der privatwirtschaftlichen Auf­
gaben des Bundes auf dem Gebiet der Erwachse­
nenbildung im Bereich des betreffenden Landes 
obliegt. Die genannte Förderungsstelle ist eine 
dem Bundesministerium für Unterricht und 
K,unst nachgeordnete Dienststelle. Die Bestellung 
des Leiters dieser Stelle obliegt dem Bundes­
minister für Unterricht und Kunst; vor der 
Bestellung ist der Landesregierung Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. 

(2) Im Rahmen ihres Aufgabenbereiches (Abs. 1) 
hat die Förderungsstelle des Bundes für Erwach­
senenbildung insbesonder~ 

a) die auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung 
tätigen Einrichtungen und Personen zu 
informieren und zu beraten; 

b) Kontakte zwischen den auf dem Gebiet 
der Erwachsenenbildung tätigen Einrich­
tungen und Personen herzustellen; 

c) Veranstaltungen auf dem Gebiet der 
Erwachsenenbildung anzuregen und zu 
fördern; 

d) durch eine Büchereistelle den Volksbüche­
reien bei der Erstellung von theoretischen 
und praktischen Grundlagen für die bi­
bliothekarische Arbeit und' bei der Ver­
sorgung mit biblio~hekarischen Hilfsmitteln 
zu helfen; . . 

e) durch die Führung einer Wanderbücherei 
Orte ohne Volksbüchereien zu versorgen 
und Volksbüchereien bei ihrer Tätigkeit zu 
unterstützen. 

(3) Die Einrichtung einer Förderungsstelle des 
Bundes für Erwachsenenbildung hat zu entfallen, 
wenn die Besorgung ihrer Geschäfte dem Landes­
hauptmann und den ihm unters,tellten Behörden 
im Land gemäß Art. 104 Abs. 2 B-VG .über­
tragen wird. 

erforderliche Vorkenntnisse beschränkt werden. 

(3) Ober den erfolgreichen Besuch der Kurse 
und Seminare können den Teilnehmern Bestäti­
gung~n ausgestellt werden. 

(4) Die Bestellung der Leiter und des erforder­
lichen L'ehr- und Hilfspersonals der Institute 
obliegt dem Bundesminister für Unterricht, und 
Kunst. 

(5) Den Instituten sind Unterkünfte und Ver­
pflegungseinrichtungen anzuschließen, deren Be­
nützung den Kurs- und Seminarteilnehmern 
gegen Entrichtung eines angemessenen Beitrages 
offensteht. Die Festsetzung der Höhe des Bei­
trages obliegt dem Bundesminister für Unterricht 
und Kunst im Einvernehmen· mit dem Bundes­
minister für Finanzen unter Bedachtnahme auf 
die Betriebskosten und die Förderungswürdig­
keit der Benützer. 

Schriftenreihen, Zeitschriften, Stipendien," 
Geldpreise 

§ 12. (1) Der Bund kann zur wissenschaft­
lichen Bearbeitung von Problemen der Erwach­
senenbildung und des Volksbüchereiwes~ns sowie 
zur Information der öffentlichkeit Schriftenrei::' 
hen und Zeitschriften über die Er~achsenenbil­
dung und das Volksbüchereiwesen l;terausgeben:. 

(2) Der Bundesminister für Unter~icht und 
Kunst kann zur Unter~tützung der wissenschaft­
lichen Bearbeitung von Anliegen der Erwach­
senenbildung und des Volksbüchereiwesens Sti­
pendien ,gewähren. 

(3) Der Bundesminister für Unterricht und 
Kunst kann für die Erbringung hervorragender 
Leistungen auf dem .• Gebieteder Erw:achs~nen­
bildung und des VolksbüchereiwesensGe-1dp~eise 
ausloben. Die näheren Bedingungen,' unter: denen 
die Geldpreise gewährt' werden, sind' anläßlich 
der Ausschreibung bekanntzugeben. 

ABSCHNITTIII 

Vollziehung und Durchführung 

§ 13. Mit der Vollziehung des § 10 Abs. 1 
und mit der Durchführung der sonstigen Bestim-

Institute zur Aus- und Fortbildung von rriungen dieses Bundesgesetzes' ist der Bundes-
Erwachsenenbildnern und von minister für Unterricht und Kunst, hinsichtlich 

Volksbibliothekaren . des § 11 Abs. 5 im Einvernehmen mit dem Bun-
§ 11. (1 ) Der Bund kann Institute zur· Aus~ i desminister für Finap.zen, hinsiclitlich des § 2 

und Fortbildung von Erwachsenenbildnern und lAbs. 1 lit: b im Einvernehmen mit dem Bundes­
Volksb.ibliothekaren erri~hten und erhalten. ! minister für soziale Verwalt1.l.t1,gfbetr .. ~t, .•....•.. .' 
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4 607 der Beilagen 

Erläuterungen 

I. Allgemeines 

Die Bundesregierung hat in der Regierungs­
erklärung vom 5. November 1971 (vgl. Seiten 22 
und 23 der Regierungserklärung, stenographi­
sche Protokolle des Nationalrates, XIII. GP) ihre 
Absicht erklärt, der Erwachsenenbildung ihre 
besondere Aufmerksamkeit widmen zu wollen. 
Diese Absichtserklärung wurde in der genannten 
Regierungserklärung noch dahingehend konkre­
tisiert, daß sobald als möglich ein Gesetzentwurf 
zur Förderung der Erwachsenenbildung dem 
Begutachtungsverfahren zugeführt werden soll. 

Der vorliegende Gesetzentwurf will diese 
Absicht der Bundesregierung nunmehr realisieren, 
Hiebei seien folgende Schwerpunkte hervorge­
hoben: 

Damit diese Chancen sinnvoll genützt werden, 
bedarf es oft erst der Weckung von Interessen 
und' Begabungen, insbesondere im musischen 
Bereich, sowie des Angebotes entsprechender 
Bildungs- und Betätigungsmöglidlkeiten durch die 
Erwachsenenbildung. 

4. Wichtige Aufgaben der Gesellschaft können 
in zunehmendem Maße nur mit Hilfe der Er­
wachsenenbildung erfüllt werden, wie z. B. die 
demokratisch-staatsbürgerliche Bewußtseinsbil­
dung, die Deckung eines kurzfristigen Bedarfes an 
Arbeitskräften bestimmter Qualifikationen, die 
Bewältigung von Erziehungsaufgaben (Vorschul­
erziehung, Sexualerziehungj Verkehrserziehung 
u. a.) durch entsprechende Information der El­
tern, die Vorbereitung auf Ruhestand und Alter 
bei einem immer stärker werdenden Anteil älte-

1. Auf Grund der raschen Änderungen in der rer Menschen an der Gesamtbev.ölkerung u. a. 
Gesellschaft von heute können Schule· und' Im Hinblick auf die vorangeführten Bildungs­
Berufsausbildung dem einzelnen nicht mehr das bedürfnisse ist die Erwachsenenbildung heute ein 
notwendige Wissen und geistige Rüstzeug für sein ebenso wichtiger Bestandteil des Bildungswesens 
ganzes Leben vermitteln. Das schnelle Veraltern wie Schule und Hochschule. Für den Staat ergibt 
des Wissens (insbesondere des Spezialwissens), sich daraus die Notwendigkeit, durch entspre­
erforderliche Umstellungs prozesse im Berufsleben chende Förderung der Erwachsenenbildung für 
und die geistige Orientierung in der modernen, deren Ausbau und Weiterentwicklung Vorsorge 
komplizierter werdenden Gesellschaft erfordern zu treffen. 
vom einzelnen auch nach Verlassen. der Sch~le I Der vorliegende Entwurf versucht dieses Ziel 
b~:w: . dem ~bsc!;luß der BerufsausbIldung eIne zu erreichen, ohne die komplexe verfassungsrecht­
standlge WeIterbIldung. , liche Kompetenzlage auf dem Gebiet des Volks­
. 2. Der Ausbau und die Verbesserung des Schul- bildungswesens anzutasten. (Gemäß Art. VIII des 
wesens ermöglicht der jüngeren Generation, sich Bundesverfassungsgesetzes BGBL Nr, 215/1962 
mit dem neu esten Wissensstand vertraut zu können in den Angelegenheiten des Volksbil­
machen und in zunehmendem Maße einen ihren dungswesens Änderungen der Gesetzeslage bis zu 
Interessen und Begabungen entsprechenden Bil- einer anderweitigen bundesverfassungsgesetzlichen 
dungsweg einzuschlagen. Regelung nur durch übereinstimmende Gesetze 

.. des Bundes und der Länder [paktierte Gesetz-
l!m ?er ~chon II? ~erufsle?en stehenden ?en~- gebung] erfolgen. Auf dem Gebiet der Voll-

ratIOn In dIeser HInSIcht gleIche Chancen fur dIe . h . d· A I h ·t bl ·bt 
L b b ··1· b ·h . Zle ung In lesen nge egen el en. ver el es 

.e ens ev.:.a ugung zu ge en u~d I r auch In bis dahin bei der im Zeitpunkt des Inkraft-
eI~em sp~~ere~ ~ebensalter BIld~ngswege zu tretens des zitierten Bundesverfassungsgesetzes 
eroffnen,fur die SIe erst a~f .Grund. Ihrer Lebens- bestehenden Rechtslage. Dies bedeutet nach herr­
und B.erufserfahrung mOtIvIert wIrd, bedarf es schender Auffassung, daß im Hinblick aus § _ 42 
auch eI,nes entsp~echenden Ausbaues der Erwach- Z. 3 des übergangsgesetzes 1920 in der Fassung 
senenblldung. von 1929 in Verbindung mit dem Staats grund-

3. Das ständig· zunehmende Ausmaß an Frei- geSetz- über die Regierungs- und Vollzugs gewalt, 
zeit eröffnet den Erwachsenen größere Chancen RGBL Nr. 145/1867; die Vollziehung auf dem 
für die freie Entfaltung ihrer . Persönlichkeit, I Gebiet des Volksbildungswesens. dem Bund zu-
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kommt.) Er stütZt sich daher - mit Ausnahme 
des § 10 Abs. 1 (der auf Art. 10 Abs. 1 Z. 16 
B-VG basiert) --auf Art. 17B-VG. Di~se Ver­
fassungsnorm bietet nach heute überwiegender 
Meinung (vgl. zuletzt A d a m 0 v ich, Hand­
buch des österreichischen Verfassungsrechtes, 
6. Auflage, S. 127 und die dort zitierte Literatur) 
sowohl dem Bund als auch den Ländern die 
Grunqlage zur gesetzlichen Regelung der von 
ihnen geführten Privatwirtschaftsverwaltung. 
Hiebei ist zu beachten, daß sich Regelungen im 
Rahmen des Art. 17 B-VG nur auf den Bund 
bzw. auf das betreffende Land als Träger von 
Privatrechten beziehen dürfen. Das heißt, daß 
ein "Bundesgesetz über die Förderung der Er­
wachsenenbildung und des Volksbüchereiwesens 
aus Bundesmitteln" sich auf Selbstbindungen des 
Bundes zu beschränken, also von ;Bindungen 
Dritter abzusehen hat. 

11. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu §§ 1 und 2: 

Es ist sehr schwierig, eine juristisch exakte, den 
ständig wechselnden gesellschaftlichen, wirtschaft­
lichen und sozialen Bedingungen und Gegeben­
heiten Rechnung tragende Umschreibung des 
Begriffes '"Erwachsenenbildung" zu finden und 
gesetzlich zu fixieren. Eine Definition, die dem 
gegenwärtigen Wissens- und Erfahrungsstand ent­
spricht, kann unter Umständen bereits in weni­
gen Jahren durch die Entwicklung weitgehend 
überholt sein. Aus diesem Grund sowie ange­
sichts dessen, daß "Erw'lchsenenbildung" kein 
Rechtsbegriff, lediglich ,ein rechtlich relevanter 
Begriff ist, bei dem eine exakte Definition nicht 
wesentlich ist, beschränkt sich der Gesetzentwurf 
darauf, in der Fo~mulierung des Abs. 2 zugleich 
in Um:risssen die Bestrebungen der "Erwachse­
nenbildung" zum Ausdruck zu bringen. 

In engster Verbindung mit dieser sozusagen 
allgemeinen Leitlinie des Abs. 2 des § 1 steht 
der als demonstrative Aufzählung sich darstel­
lende Positiv- und Negativkatalog des § 2. Diese 
Bestimmungen stehen insofern in untrennbarer 
Wechselwirkung, als der - wie gesagt - sehr 
allgemein gehaltene den Gegenstand der Förde­
rung, anzeigende § 1 Abs. 2 der Ergänzung einer 
detailliert abgefaßten Liste jener Aufgaben bedarf 
die als zur Erfüllung der in der genannten Be­
stimmung angeführten Ziele in Betracht kommen 
somit als förderungswürdig ausgewiesen werden 
Hiebei ist es erforderlich,' jene Angelegenheiten. 
die von der Förderung ausgenommen werden 
sollen, ausdrücklich anzuführen; es sind dies 
Angelegenheiten, die teils auf Gr-und anderer 
gesetzlicher Regelungen gefördert werden, primär 
jedoch nicht der Erwachsenenbildung dienen oder 
niCht den von der Erwachsenenbildung sich selbst 
gestellten Aufgaben und verfolgten Zielen 
zurechenbar sind. 

Was die Positiv- und Negativliste des § 2 im 
einzelnen anlangt, sei hervorgehoben, daß weder 
die Reihenfolge der Begriffe des Abs. 1 noch des 
Abs. 2 eine Wertung darstellt; ebensowenig fin­
den darin systematische Gesichtspunkte einen 
Niederschlag. Schließlich ist darauf hinzuweisen, 
daß jeder einzelne Begriff im weitestmöglichen 
Sinne zu verstehen ist. So umfaßt etwa § 2 Abs. 1 
lit. d ("Bildung als Hilfe der Lebensbewältigung") 
z. B. nicht nur die Ehe- und Elternbildung, son­
dern auch die Ehe- und ElternjJeratung. Der 
Ausschluß der Förderung von "Unterrichtsver­
anstaltungen von Schulen im. Sinne des Privat­
schtilgesetzes" folgt zwingend daraus, daß sich 
der Gesetzentwurf die Förderung lediglich der 
Erwachsenenbildung und des Volksbücherei­
wesens, nicht jedoch auch die des Schulwesens zur 
Aufgabe stellt. (Der ursprünglich - vor dem 
lahre 1962 - einheitliche Kompetenzbegriff des 
Schul-, Erziehungs- und Volksbildungswesens, der 
eine Trerinung nach den Merkmalen "Schule", 
.,Erziehung" und "Volksbildung" ausschloß, 
wurde durch das Bundesverfassungsgesetz BGBI. 
Nr. 215/1962 aufgespalten, sodaß eine Beschrän­
kung der Förderung auf nur einen dieser Bereiche 
- wie hier 'vorgesehen - verfassungsrechtlich 
unbedenklich ist.) Dies bedeutet etwa für die 
Musikschulen, die zweifelsohne als Schulen im 
I:!in'ne des Privatschulgesetzes zu qualifizieren sind, . 
die Nichteinbeziehung in die Förderung nach den 
Bestimmungen eines diesem Entwurf entspre­
chenden Buridesgesetzes. Die Möglichkeit, diese 
Schulen nach dem Privatschulgesetz zu fördern, 
bleibt davon unberührt. Unter "Veranstaltungen 
der Gla1,lbensver kündigung im Rahmen des Kultus" 
(~ 2 Abs. 2 lit. c) fallen Gottesdienste, liturgische 
Peiern aus besonderen Anlässen (wie z. B. Taufe, 
Firmung, Konfirmation, Trauung, Beerdigung) 
'md volksmissionarische Veranstaltungen. Der 
zweite Teil der llt. d des § 2 Abs. 2 ("die staats­
bürgerliche Bildungsarbeit der politischen Par­
.eien") stellt den Bezug zu dem· Bundesgesetz 
:iber die Förderung staatsbürgerlicher Bildungs­
"rbeit im Bereich der politischen Parteien sowie 
-:ler Publizistik, BGBI. Nr. 272/1972, her und 
~ringt damit klar zum Ausdruck, daß die Förde­
rung dieser' Bildungsarbeit . ausschließlich . den 
Bestimmungen des zitierten Gesetzes unterliegt. 

Zur Klarstellung sei angemerkt, daß unter 
,Innerbetrieblicher Berufsaus- und .-fortbildung" 
:m Sinne dieses Gesetzentwu,rfes (§ 2 Abs. 2 lit. e) 
jene Berufsaus- und --fortbildung zu verstehen 
ist, die im Betrieb und für Zwecke des Betrie­
bes durchgeführt wird. 

Zu§:3: 
Hier sind die Arten der Förderung - genannt. 

Zu den "Zuwendungen privatrechtlicher Art" 
~ehören auch Zuschüsse ~um Personal- und Sach­
aufwan'd; insbesoridere seiäuf die Möglichkeit 
von Schenkungen (§§ 938 ff. ABGB) und von 
Leihen (§§ 971 ff. ABGB) hingewiesen. 
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Bei der Vergabe der Förderu:ngsmittel si:nddie 
Gru:ndsätze der Sparsamkeit, der Wirtschaftlich­
keit u:nd der Zweckmäßigkeit zubeachte:n. Die 
Verpflichtu:ng zur Ei:nhaltu:ng dieser Gru:ndsätze 
ergibt sich :nicht :nur aus dem alljährliche:n Bu:n­
desfi:na:nzgeseti u:nd de:n Haushaltsvorschrifte:n, 
so:ndem auch aus Art. 126 b Abs. 5 B-VG._ 

Zu § 4: 

Dieser Bestimmung zufolge solle:n als Förde­
rungsempfänger ausschließlich juristische Perso­
nen in Betracht kommen, und zwar solche, die 

'die hier taxtativ aufgezählte:n Voraussetzunge:n 
(lit. abis c) erfüllen. 

Zu § 5: 

Das vom Förderungswerber einzubri:ngende 
- Förderungsbegehren hat das Vorhaben, für das 

die Förderu:ngsmittel bea:ntragt werden, genau 
zu bezeich:nen (Abs. 1). Dem Begriff des "Vor­
habens" wird vom Gesetze:ntwurf kei:n e:nges Ver­
ständnis zugemesse:n. Im Hi:nblick darauf, daß der 
Entwurf (§ 4)de:n Kreis der Förderungsempfän­
ger auf juristisChe Persone:n beschrä:nkt und wei­
ters unter diese:n die "gesamtösterreichische:n Ein­
richtungen" besonders hervorhebt (§ 7), wird 
verständlich, daß ,,,Vorhabe:n" im hier_ verstande­
,nen Si:nn nicht :nur bestimmte, konkret erfaß­
'bare "Projekte" sind. Ein wesentlicher -Gru:nd 
dafür, daß der Entwurf in. A:nk:nüpfung an die 
derzeitige Praxis de:n "gesamtösterreichischen Ei:n­
richtungen" eine herausrage:nde Position zuer­
kennt, ist 'i:n der darin gelegenen Möglichkeit zu 
sehe:n, dem Anliege:n der Erwachsenenbildu:ng u:nd 
des Volksbüchereiwese:ns in optimaler Weise 
Rechnung zu trage:n. Den. "gesamtösterreichischen 
Einrichtu:nge:n" soll im Geltu:ngsbereich des vorge­
sehe:nen Bu:ndesgesetzes die Funktio:n einer Koor­
dinatio:nsstelle zugewie~e:n werde:n, deren vor­
:nehmliche Aufgabe letztlich i:n der sachgerechten 
Verteilu:ng der Förderu:ngsmittel besteht. Ihre 
Tätigkeit bietet Gewähr für die tatsächliche Erfül­
lu:ng der im § 2 Abs. 1 angeführte:n förderungs­
würdige:n Aufgabe:n. Daß sich diese Aufgaben 
:nich t i:n ei:nzelne:n "Pro jekte:n", so:nder:n zum 
Großteil i:n ko:nti:nuierliche:n Aktivitäte:n kon­
kretisiere:n, machtei:n Blick auf de:n Katalog des 
§ 2 Abs. 1 deutlich. 

Die Abs. 2 bis 4 stehe:n im Die:nste der Siche-' 
rung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaft-
lichkeit u:nd Zweckmäßigkeit.' . 

sichem berufe:n si:nd, diesem Zweig des Bildu:ngs­
wesens geradezu imma:ne:nt. 

Es ist möglid1 u:nd auch scho:n derzeit der Fall, 
daß im Si:nne dieses Entwurfes förderungswürdige 
Aufgaben (§ 2 Abs. 1) auch von de:n Lä:ndem, 

. de:n Gemeinde:n oder einer anderen Körperschaft 
des öffentliche:n Rechtes gefördert werde:n. Um 
ei:ne möglichst. gleich~äßige Verteilung öffe:nt­
licher Mittel a:n die Förderu:ngswerber zu errei­
chen, ist die im Abs. 4 vorgesehe:ne Feststellung 
erforderlich. Der_ zweite Satz dieser Bestimmung, 
bri:ngt zum Ausdruck, daß eine Förderung durch 
den -Bund nach diesem Bu:ndesgesetz auch da:nn 
zulässig ist, wen:n a:ndere Stelle:n des Bundes und 
andere Körperschaften des öffentliche:n Rechtes 
das betreffende oder ein anderes Vorhabe:n för­
dem. Keinesfalls eröffnet die Bestimmung jedoch ' 
dem Bund die Möglichkeit, sei:ne Förderung von 
Bcitragsleistu:nge:n .anderer öffentlich-rechtlicher 
Körperschaften abhä~gig zu machen. 

Abs. 5 stellt klar, daß niemandem unmittelbar 
auf Grund dieses Bundesgesetzes ein Rechtsa:n­
spruch auf die Gewährung einer Fördf rung zu­
steht. 

Zu § 6: 

Die ErwaChse:nenbildung wendet sich a:n mün­
dige . Me:nschen, die nach Alter, Beruf, Vorbil­
dung und Interessenslage ei:ne i:nhomogene Grup­
pe bilde:n. Dementspreche:nd kan:n die Erwachse- ' 
:nenbildung in ihrer Gesamtheit kein vorgege­
benes und kein vorgeschriebenes Bildurigsziel 
haben. Sie muß sich vielmehr an de:n Bildungs­
bedürf:nisse:n ihrer Teil:nehmer ausrichten. Die 
Freiheit der Methode und die Freiheit vo:n fest 
umschriebe:ne:n Bildu:ngszielen e:ntspringt somit 
dem Wesen der Erwachsenenbildlung. Die staat­
liche Förderung darf diese U:nabhängigkeit :nicht 
,beeinträchtigen, darf :nicht dazu führen, daß 
Ei:nrichtungen der Erwachse:nenbildung in em 
Abhängigkeitsverhält:nis zum Staat gerate:n. 

Zu § 7: 

Ei:ne gezielte Förderu:ng der Erwachse:ne:nbil­
dung ist i:n Anbetracht der Begrenztheit der im 

,Rahmen des Bu:ndesfina:nzgesetzes zur Verfügung 
stehenden Mittel:nur bei planI1).äßigem Einsatz 
möglich. Allein auf diese Weise kö:n:ne:n sachlich 
begrü:ndete Prioritäten gesetzt werde:n; :nur so 
ist ein sachgerechtes u:ndsorgfältiges Gege:neirl­
anderabwägen der Notwe:ndigkeitei:nzelner För­

Die im Abs. 3 aufgestellte Voraussetzu:ng, daß deru:ngen möglich. We:n:n der E:ntwurf (§ 4) auch 
der Förderungsempfä:nger Gewähr für die Errei- Förderungen a:n juristische Perso:ne:n, die die 
chu:ng des angestrebten Erfolges bietet, ist vom Merkmale ei:ner gesamtösterreichische:n Einrich­
Standpu:nkt des Förderers aus gesehe:n jedenfalls tu:ng im Si:n:ne der Legaldefi:nition des § 7 Abs. 1 
gerechtfertigt. Sie ist aber durchaus auch im I:nter- :nicht aufweise:n, eine Grundlage bietet, ist doch 
esse der "Erwachsene:nbildung"gelege:n;sind davo:n auszugehen, daß - wie bereits i:n deri 
doch die folgende:n Kriterie:n des offene:n Zuga:n- Erläuteru:ngen zu § 5 dargelegt - i:nfolge der 
ges der Vera:nstaltu:ngeri u:nd der Freiwilligkeit überr,age:nde:n' Bedeutu:ng, die de:n überregionale:n 
der Teilnahme, die de:n a:ngestrebte:n Erfolg zu i Einrichtu:nge:n auf dem Sektor der Erwachsenen- , 
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bildung und des Volksbüchereiwesens !,chon seit I Zu § 9, : ' " 
langem zukommt, der größte Teil der_FCrderungs-' , , " ' 
ml'tt 1 d' "'ch' ch E' 'ch DIese BeStImmung entspncht Jener des § 7 e an Ie gesamtosterrel lS en mn tun- d B d S f" d ' '1" 
gen ve b 'd B "l'ch d 'ch d es un es- port or erungsgesetzes" BGB , Nr, 2, rge en WIr. ezug 1 er SI araus h 00 l'ch' , 
sowohl f oor d B d 1 FOO dIch foo 1970, na ezu wort 1 ,SIe legt Jene Rechtsfolgen u en un a s or er er a s au ur f d' , 00 , ' 00 

d' E 'ch b'ld "h G h ' est, Ie seItens des Bundes anlaßhch der Gewah-

B
lee drwaV se

t
n7ln 1 ,udng mfld~erB esamkt elt erge- rung einer Förderung für den Fall zu vereinbaren 

n en or el e WIr au Ie emer un"en zu ' '00 ' , 

§ 5 verwiesen, b smd, ,daß ~m Forderungsvor~aben zweckwldng 
Da som't f ' d FOO d foo oder m WIderspruch zu sonstigen gestellten Be-

allein die gIes:U /~ten ,~~ chor ~:ur:~emp an~er dingungen ,abgewickelt wird oder dem Förde-

G 
'cht f 11 m Ochs e,rrei IS en bmn , tudngen ms rungswerber anzulastende Umstände eintreten, 

eWI a en, s eInt es vertret ar, In en vom ' , 00' 

B d "t' fOO U 'ch d K dIe eme ordnungsgemaße AbWIcklung des betref-un esmlms enum ur ntern t un unst zu ' " , 
erstellend J h 1 1 d' l'ch' D 11 fenden Vorhabens mcht mehr gesichert erschel-, en a resp an e Ig 1 eme arste ung l' 00 d ' , , 
Uoober den EI'n t d foo d' E' 'h nen assen, Umstan e, dIe geeIgnet smd, das Ver-sa z er ur lese mnc tun gen vor- 'd' 'ch h' , 
ge~ehenen Mitt 1 f h trauen m Ie SI er elt emes Darlehens zu 

e au zune men, h oo 
00 B' V 11 ck 

Der Jahres 1 t 11t cht t d 
'ß' ersc uttern, waren z, ,em 0 stre ungsver-

p an s e ungea e {,r cstlm-' f h d 1 h h ' 
mung des Ab 3 d f 1 d ' d ' l' a ren gegen en Dar e ensne mer, Leistung des 

s, , erzu 0 ge er Ie en emze nen Off b 'd d d' ooff 'd 'ch 
gcs ' t OO t ' h' ch E' 'ch ooh en arungsel es 0 er Ie Ero nung es gen t-

e 
adm °Fs ooerdrelc 15 e~ IIfnn

t 
t

1
ungen

h 
Zu gew~ - lichen Ausgleichsverfahrens oder des Konkurses, 

r n cn or erungsmltte es zu egen at, nur eIne . , 
Selbstbindung des Bundes dar und begründet Um eine mißbräuchliche Inanspruchnahme von' 
daher keinen Anspruch der genannten Einrich- Förderungsmitteln tunlichst hintanzuhalten, sol­
tungen auf die im Jahresplan für sie festgelegten len die Förderungswerber durch Vereinbarung 
Mittel (vgl. dazu § 5 Abs, 5 sowie den letzten verhalten werden, bei Vorliegen eines der hier 
Absatz des allgemeinen Teiles der Erläuterungen), aufgezählten Tatbestände den Zuwendungs- oder 

Die Wendung "ein Einvernehmen anzustreben"· Darlehensbetrag vom Tage der' Auszahlung an 
(und nicht: "das Einvernehmen herzustellen") im gerechnet angemessen zu verzinsen; mißbräuch­
Abs, , 4 bringt zum Ausdruck, daß der Bund lich erwirkte Förderungsdarlehen sollen unter 
(der Bundesminister für Unterricht und Kunst) Setzung einer angemessenen Rückzahlungsfrist 
versuchen ,muß, mit den gesamtösterreichischen vorzeitig aufkündbar sein. ' 
Einrichtungen 'zu einer einvernehmHchen Er­
stellung des Jahresplanes zu gelangen, Das Erfor­
dernis einer Zustimmung seitens der gesamten 
Einrichtungen bzw, eine Bindung an diese Zu­
stimmung wird damit nicht statuiert, 

Zu § 8: 

Wie im allgemeinen Teil der Erläuterungen 
bereits ausgeführt, soll die derzeit bestehende 
kompetenzrechtliche Lage aüf dem Gebiet der 
Erwachsenenbildung unberühr,t bleiben, Der 
Gesetzentwurf spricht vielmehr auf der Grund­
lage des Art, 17 B-VG nur den, Bund als Privat­
red1tsträger an, Mit Rücksicht auf das für den 
Förderungswerber zu bejahende Rechtsschutz­
interesse sollen die Bedingungen, die 'der ,Bund 
anläßlich von Förderungen stellen darf, bereits 
im Gesetz selbst umschrieben werden und so 
dem Förderungswerber ' 'in ihren Grundzügen 

Zu Abschnitt 11: 

Den in diesem Abschnitt enthaltenen Regelun­
gen (§§ 10 bis 12) ist das Bestreben gemeinsam, 
in der Praxis schon seit langem bestehenden und 
bewährten Einrichtungen bzw, Aktivitäten die 
erforderliche gesetzliche Grundlage zu schaffen, 

Zu § 10: 

Die bereits durch mehrere Jahrzehnte hin~ 
durch durchaus erfolgreiche Tätigkeit des"Bun­
desstaatlichen Volksbildungsreferenten" konnte 
sich bisher auf keine gesetzliche Basis stutzen, 
Die Erwähnung dieser Einrichtung im § 71 a. 
.Abs, 1 des Gehaltsgesetzes 1956 vermag den 
strengen, rechtsstaatlichen Anforderungen de,s 
Art, 18 B-VG !nkeiner Weise ,zu genügen, 

schon vor Erstellung des Förderungsansuchens ,Die hier vorgesehene Regelung soll den "Bun-
erkennbar sein, desstaatlichen Volksbildungsreferenten" unter' 

Es erscheint nicht, ungerechtfertigt, die Ge- gleichzeitiger Änderung des Namens (im Sinne, 
währung einer Förderung vom Einsatz ent- der Terminologie eines Bundesförderungsgesetzes: 
sprechender Eigenmittel des Förderungswerbers "Förderungsstelle des 1 Bundes für Er:wachsenen­
dann abhängig zu machen, wenn es sich um die bildung") die gesetzliche Deckung geben, Die Ein­
Verwirklichung eines Vorhabens handelt, das für richtung dieser Förderungsstelle des Bundes für 
ihn - was selten der Fall sein wird - finanzielle Erwachsenenbildung ist dann entbehrlich und 
Vorteile, bringt, Diesem Gedanken sucht Abs, 1 ' hat zu 'unterbleiben, wenn sich der Bundesmini­
Rechnung zu tragen, Im Abs, 2 findet die Ober- I ster für Unterricht und Kunst dazu entschließt, 
legung ihren Niederschlag, daß es demjenigen, von der ihm von der Verfassung (Art, 104 Abs, 2 
der Förderungsmittel gewährt, möglich sein muß, B-VG) eingeräumten Möglichkeit, die Besorgung 
die widmungsgemäße Verwendung dieser Mittel ihrer Geschäfte dem Landeshauptmann und den 
zu überprüfen, ihm unterstellten BehörQen im Land zu über-
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tragen, Gebrauch macht (sogenannte Auftragsver­
waltung). Außerdem soll in jenen Ländern keine 
Förderungsstelle des Bundes für Erwachsenenbil­
dung eingerichtet werden, in denen derzeit kein 
Bundesstaatlicher Volksbildungsreferent tätig ist. 
Kommt durch die Bestimmung des Abs. 3 der 
pri vatwirtschaftliche Charakter der Förderungs­
stelle des Bundes für Erwachsenenbildung schon 
hinlänglich klar zum Ausdruck, so wird - um 
auch nur den Anschein einer hoheitsrechtlichen 
Regelung bzw. eines Vorgriffes auf eventuelle 
künftige Kompetenzregelungen zu vermeiqen -
im Abs. 1 ihre Betrauung mit ausschließlich pri­
vatwirtschaftlichen Aufgaben des Bundes expres­
sis verbis herausgestrichen. Betrachtet man zudem 
die der Förderungsstelle in den lit. abis e des 
Abs. 2 im einzelnen zugewiesenen Aufgaben, so 
dürfte an der mangelnden gesetzlichen Ausstat­
tung dieser Einrichtung mit Zwangsbefugnissen 
k~in Zweifel bestehen. 

Zu § 11: 

wesens gewidmete Zeitschriften (wie etwa· die 
Publikation "Erwachsenenbildung in österreich") 
heraus. Der gesetzlichen Deckung dieser privat­
wirtschaftlichen Tätigkeit soll Abs. 1 dienen. 

Auch die Gewährung von Stipendien und 
Geldpreisen zur Unterstützung der wissenschaft­
lichen Bearbeitung von Anliegender Erwachse­
nenbildung und des Volksbüchereiwesens bzw. 
für die Erbringung besonderer Leistungen auf 
diesen Gebieten läßt sich der Bund seit vielen 
Jahren angelegen sein. Diese Aktivitäten ~ollen 
beibehalten werden und auch in Hinkunft dazu 
beitragen, der Erw~chsenenbildung und dem 
Volksbüchereiwesen die dringend nötigen Impulse 
zu geben. 

Durch Auslobung gemäß §860 ABGB soll 
sich der Bund allen jenen Personen gegenüber 
zur Gewährung von Geldpreisen . verpflichten, 
die bestimmte, durch die Ausschreibungsbedin­
gungen näher konkretisierte Leistungen erbrin-
gen. 

Zu Abschnitt III (§ 13): 

Ebenso wie § 10 dient auch diese Bestimmung 
im wesentlichen dazu, bereits bestehenden Ein­
richtungen (in erster Linie dem "Bundesheim 
für Erwachsenenbildung St. Wolfgang") die nö- Die Bestimmungen des vorliegenden Gesetz­
tige gesetzliche Grundlage zu schaffen. Keineswe"s entwurfes wenden sich- mit einer Aus­
ist damit die Absicht verbunden, dem Bund a~f nahme - an privatrechtlich handelnde Bundes­
diesem Sektor der Erwachsenenbildung eine Mo- organe. Sie regeln also kein hoheitliches Han­
nopolstellungzu verschaffen. Es handelt sich deln, weshalb insoweit anstelle einer "Vollzugs­
hiebei - was aus § 2 Abs. 1 lit. i des Gesetz- klausel" eine Durchführungsanordnung vorzu­
entwurfes uRschwer abzuleiten ist _ lediglich sehen war. Die erwähnte Ausnahme ist § 10 
um die Ermächtigung des Bundes, ein zusätz- Abs. 1, eine Bestimmung, die sich auf den Kom­
liches Angebot zur Verfügung zu stellen. petenztatbestand des Art. 10 Abs. 1 Z. 16 B-VG 

Gleich dem' Postulat im § 5 Abs. 3, demzu- ("Einrichtung der Bundesbehörden und sonstigen 
Bundesämter")' stützt. Abweichend von allen 

folge die Veranstaltungen der Erwachsenenbil- "b' B' d G f' d n . d . ff h .. d dungen estlmmungen es esetzentwur es 1st 
u g Je ermann 0 en ste en mussen un er § 10 Ab 1 11 . h " F" d' D ch Z 'h . H' bl' k f f d s, zu "vo Zle en. ur Ie ur-
ugang zu 1 nen nur 1m m IC au er or er- I f"h . d d' V ch'f "b d W' 

liche Vorkenntnisse beschränkt werden darf . u run
b
g S!chn le. ors n ten u e~ . en .Ir-

sprI'cht § 11 Ab 2 d' G d ch f'" kungs erel der emzelnen Bundesmmlster maß-
s. lesen run satz au ur b d D ch' d d' . " d'e K d S' d' d' B d ge en. emna 1st er Bun esmI01ster fur 

1" urse un . emmare aus, Ie Ie vom. un Finanzen an der Durchführu~g des § 11 Abs 5 
gefuhrten InstItute zur Aus- und FortbIldung b il' . . 
von Erwachsenenbildnern und Volksbibliotheka- zu ete Igen. 
ren abhalten. .Mit einem dem vorgeschlagenen Entwurf ent-

Abs. 5 soll die für die Benützung des "Bundes­
heimes für Erwachsenenbildung St. Wolfgang" 
schon derzeit praktizierte Einhebung von Be­
nützungsbeiträgen auf eine einwandfreie gesetz­
liche Basis stellen. 

Zu § 12: 

Der Bund gibt seit Jahren den Anliegen der 
Erwachsenenbildung und des Volksbücherei-

I 

sprechenden Bundesgesetz ist an sich kein Mehr­
aufwand verbunden, da im wesentlichen nur die 
gesetzlichen Grundlagen für bereits derzeit vor­
handene Einrichtungen und Aktivitäten des Bun­
des auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung 
geschaffen werden sollen. Inwieweit der Bedeu­
tung der Erwachsenenbildung entsprechend hö­
here Bundesmittel eingesetzt werden, hängt nicht 
von diesem Bundesgesetz, sondern vom jeweili­
gen Bundesfinanzgesetz ab. 

" 
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